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Familiennachzug in NRW: Ministerium
bleibt ohne klare Daten und Lösungen
Nordrhein-Westfalen steht beim Familiennachzug von
Flüchtlingen vor unklaren Zahlen. Ministerium bleibt

ahnungslos über die genauen Zuweisungen.

Familiennachzug belastet Kommunen in NRW: Ein Aufruf
zur Reform

Die aktuelle Situation in Nordrhein-
Westfalen

Nordrhein-Westfalen (NRW), mit seinen 18 Millionen Einwohnern
das bevölkerungsreichste Bundesland Deutschlands, steht vor
einer ernsthaften Herausforderung: dem Familiennachzug von
Flüchtlingen. Laut dem Flüchtlingsministerium unter der Leitung
von Josefine Paul (42, Grüne) leben in NRW derzeit 226.203
Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis, die im Rahmen des
Familiennachzugs eingereist sind. Dies umfasst sowohl
Nachzügler von deutschen Staatsangehörigen als auch von



anderen ausländischen Staatsbürgern.

Mangel an Transparenz und Daten

Ein zentrales Problem ist der Mangel an präzisen Daten über
diese Personen. Das Ministerium kann nicht angeben, wann die
jeweiligen Nachzügler in Nordrhein-Westfalen angekommen
sind. Eine Sprecherin des Ministeriums erklärte, dass es keine
umfassende statistische Erhebung darüber gibt, wie viele
Menschen jährlich im Zuge des Familiennachzugs in das Land
kommen. Diese Ungewissheit ist besorgniserregend und lässt
Fragen über die künftige Planung aufkommen.

Kommunen unter Druck

Die Auswirkungen dieses unkontrollierten Familiennachzugs
spüren die Kommunen deutlich. Lisa-Kristin Kapteinat (35), Vize-
Fraktionschefin der SPD im Düsseldorfer Landtag, kritisiert, dass
das Ministerium „im Blindflug unterwegs“ sei. Sie betont, dass
die Stadtverwaltungen mit der Integration, der Bereitstellung
von Unterkünften, Kita-Plätzen und Sprachunterricht überfordert
seien und die Geduld der Kommunen am Ende sei. Die
Regierung scheint nicht in der Lage, eine nachhaltige Lösung
anzubieten.

Fehlende Anrechnung der
Flüchtlingsverteilung

Ein weiterer kritischer Aspekt ist, dass der Familiennachzug
nicht auf die Verteilstatistik der Flüchtlinge angerechnet wird.
Das bedeutet, dass eine Gemeinde, die plötzlich viele
Familiennachzügler aufnehmen muss, gleichwohl weiterhin die
gleiche Anzahl von Flüchtlingen zugewiesen bekommt, wie
zuvor. Dies führt zu einer zusätzlichen Belastung, da die
Ressourcen und Kapazitäten nicht ausreichend sind, um diesen
Anstieg zu bewältigen.



Forderungen nach Veränderungen

Die zuständige Ministerin Josefine Paul sieht hingegen keinen
Bedarf für Änderungen der aktuellen Regelung. Sie
argumentiert, dass der Familiennachzug sich in allen Kommunen
proportional zur Anzahl der bereits Berechtigten vollziehe. Doch
diese Sichtweise steht in scharfem Gegensatz zu den
Erfahrungen und dem Druck, dem die Kommunen ausgesetzt
sind.

Schlussfolgerung

Die Situation in Nordrhein-Westfalen verdeutlicht die
Notwendigkeit einer Reform des Familiennachzugs. Die
Unkenntnis über die Zahlen und der Druck auf die Kommunen
unterstreichen die dringende Forderung nach Transparenz und
Planungssicherheit. Nur durch eine koordiniertere Strategie kann
gewährleistet werden, dass die Integration der Flüchtlinge in die
Gesellschaft und die Belastungen für die Kommunen im Griff
gehalten werden.
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